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Aus der BVV

Wenn sie nur miteinander redeten ...
Langsam wird es langweilig. In

der Novemberausgabe von extra-
Drei berichteten wir über „Kom-
munikationsprobleme“ zwischen
Senat und Bezirk am Beispiel des
Künstlerhofes Buch.  So was kön-
nen wir aber auch ganz alleine. Im
Mittelpunkt der 10. Tagung der
BVV stand die Tatsache, das ver-
schiedene Abteilungen offenbar
nicht miteinander sprechen. Aber
der Reihe nach.
Mit einer Großen Anfrage verlang-

ten alle Fraktionen außer der PDS
Auskunft darüber, wie denn nun der
Stand des Umzuges der Gustave-
Eiffel-Oberschule von der Kasta-
nienallee in das Gebäude der ehe-
maligen Julius-Rosenberg-Ober-
schule in der Hans-Eisler-Straße sei.
Diesen Umzug hatte das Bezirks-
amt im April beschlossen, weil ei-
nerseits die Julius-Rosenberg-Ober-
schule mit Beginn des Schuljahres
2002/2003 mangels Schülern auf-
gehoben werden mußte, anderer-
seits der Schulstandort an der
Kastanielallee aber viel schlechter
ist, als der an Hans-Eisler-Straße.

Dort stehen ein größerer Schulhof,
ein Schulgarten und eine viel grö-
ßere Turnhalle zur Verfügung. Als
entscheidenden Grund nennt der
damalige Bezirksamtsbeschluß pi-
kanter Weise, daß durch den Um-
zug Sanierungskosten von rund 2,3
Millionen Euro für den Standort
Kastanienallee eingespart werden
würden. Der Umzug selbst sollte
nur 10.200 Euro kosten.
Also begannen alle zu planen: die

Abteilung Schule den Umzug in den
Weihnachtsferien, das Hochbauamt
die Herrichtung des Komplexes an
der Hans-Eisler-Straße, der Immo-
bilienservice die Nachnutzung des
Standortes Kastanienallee. Interes-
senten meldeten sich, darunter eine
Freie Schule, aber auch Vertreter aus
der Wirtschaft. Und das muß auch
der Zeitpunkt gewesen sein, an dem
die Abteilungen aufhörten, mitein-
ander zu reden.
Jetzt, auf den letzten Drücker, stellt

sich nämlich heraus, daß der Um-
zug statt 10.200 nun1,2 Millionen
Euro kosten wird. Als Hauptgrund
wird angegeben, in der Hans-Eisler-

Straße sei zwischen April und Ok-
tober die Deckenverkleidung kaputt
gegangen und Mineralwolle sei zu
Tage getreten, die nun entsorgt wer-
den müsse. Oh Wunder – dabei han-
delt es sich um einen DDR-Platten-
bau, man hätte also schon vorher
auf die Idee kommen können. Fol-
gerichtig behauptet das Hochbau-
amt heute, daß es schon im April
die Beschlußvorlage des Schul- und
Sportamtes nicht mitgezeichnet hat
– um so nahezulegen, es selbst hät-
te so etwas geahnt. Warum die Mit-
arbeiter des Hochbauamtes dann
aber nicht den Mund aufgemacht
haben, bleibt offen. Genauso offen
bleibt die Frage, wann die Gustave-
Eiffel-Oberschule nun umzieht oder
wie lange Schüler und Lehrer noch
auf quasi gepackten Koffern sitzen
müssen.
Und  den  Bezirksverordneten

bleibt wieder nur, kopfschüttelnd
das Verwaltungswirrwar zu betrach-
ten. Denn 1,2 Millionen Euro ha-
ben sie auch nicht.

Wolfram Kempe

Nur ein kleines Stück des Weges
Mit 15 ordentlichen Sitzungen und

mehreren Sondersitzungen geht der
Kinder- und Jugendhilfeausschuß
nun in den Jahreswechsel. Nach den
Neuwahlen stellte sich die Aufga-
be, die vielfältige Landschaft der
Kinder- und Jugendarbeit im Bezirk
neu zu koordinieren und im Inter-
esse von 81.777 Kindern und Ju-
gendlichen Politik zu gestalten.
Darüber hinaus hieß es, sich unter
einer neuen Herausforderung zu-
recht zu finden. Denn nunmehr ist
die PDS bekanntlich in Regierungs-
verantwortung. Dieses trug nicht
immer zu einem entspannten Arbei-
ten auf dem Gebiet der Jugendhilfe
bei.
Nicht desto trotz wurde das Jahr

genutzt, um wichtige Prozesse ins
Rollen zu bringen. So erstellte der
Ausschuß eine Kindertages- und

Jugendfreizeitstättenentwicklungs-
planung. Beide Planungen dienen
nun als Richtschnur für Veränderun-
gen, aber auch um den Akteuren
Handlungssicherheit zu geben. Des
weiteren setzte sich der Jugend-
hilfeausschuß in mehreren Fach-
debatten u.a. mit den Themen Er-
holungsmaßnahmen, Übertragung
von Kindertagesstätten an Freie
Träger, Hilfen zur Erziehung, Be-
teiligung und Mitbestimmung,
Jugendberufshilfe und politische
Bildung auseinander.
In den vergangen Tagen sorgte die

Förderung von Projekten Freier Trä-
ger für viel Aufregung. Von 43 An-
tragstellern können für das kom-
mende Jahr 34 gefördert werden. Im
Rahmen der Förderempfehlung
kam es zu der Entscheidung, daß es
für vier Projekte im nächsten Jahr

keine Förderung mehr geben wird.
Aber immerhin werden auch drei
neue Projekte gefördert, die bisher
nicht über bezirkliche Mittel finan-
ziert wurden. Sicherlich ist diese
Entscheidung nicht frei von Kritik,
aber in Anbetracht der finanziellen
Spielräume und in Verantwortung
für den Gesamtbezirk mußten struk-
turelle Veränderungen getroffen
werden.
Angesichts der bisherigen Ergeb-

nisse wird klar, daß sich auch die
PDS-Fraktion in der BVV im kom-
menden Jahr noch stärker in die
weitere Entwicklung der bezirkli-
chen Jugendhilfe einbringen muß.
Das Ziel, den Bezirk kinder-,
jugend- und familienfreundlich zu
entwickeln, heißt es weiterhin in-
tensiv zu verfolgen.

Sascha Kummer

Jugendpolitischer
Sprecher der
Fraktion
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Eine Bilanz des Bürgermeisters

Die Mühen unserer Ebene
Seit der Konstituierung des neuen

Bezirksamtes im Feburar diesen
Jahres ist es gelungen, Schwerpunk-
te der Arbeit zu definieren, die von
großer Bedeutung für die zukünfti-
ge Entwicklung der Kommunalpo-
litik im Bezirk sind. Dies war un-
geachtet der langwierigen Ausein-
andersetzung zwischen den Parteien
bei der Wahl des Bezirksamtes mei-
stens im Konsens möglich, so daß
sich auch Befürchtungen hinsicht-
lich der Politikstils bei einer Mehr-
heit der PDS im Bezirksamt nicht
bestätigt haben. Durch transparen-
te, zielführende, an den Sachfragen
der Kommunalpolitik  orientierte
Arbeit konnte trotz der drückenden
Haushaltslage auch mit der BVV zu
wichtigen Themen ein konstrukti-
ves Vorgehen erreicht werden.
In den zurückliegenden Monaten

mußten Bezirksfusion, Verwal-
tungsreform und Leistungserbrin-
gung für die Bürgerinnen und Bür-
ger trotz Haushaltsnotlage abge-
sichert und vorangetrieben werden.
Dabei konnte es nicht ausbleiben,
daß um die Verteilung der Lasten
zeitweilig auch von  mir Auseinan-
dersetzung mit der Landesebene

geführt wurden, obwohl die PDS
nun mitregiert. Gerade die extreme
Lage des Landes Berlin erfordert
gemeinsame Anstrengungen in
Stadt und Bezirken, die aber auch
realistisch und sozial gerecht ver-
teilt werden müssen. Unerfüllbare
Vorgaben mit sozialer Schieflage
sind demotivierend und behindern
jeden ernsthaften Willen zur Haus-
haltskonsolidierung. Ähnliches
muß von unsachlichen, öffentlichen
Schuldzuweisungen gesagt werden,
die die Existenzberechtigung der
Bezirke in Frage stellen.
Zentralismus und Abbau von De-

mokratie, das wissen Ostdeutsche
erfahrungsgemäß besser als West-
deutsche, können vielleicht zeitwei-
lig ein Mehr an Wirtschaftlichkeit
vorgauckeln, am Ende tragen sie
aber nur zur Fehlsteuerung, Inter-
essenkollision und Verantwortungs-
losigkeit bei.
Im Spätsommer hat das Bezirks-

amt auf einer Klausurtagung wich-
tige Schritte in Richtung Bürger-
freundlichkeit, Abbau von  Büro-
kratie, mehr Effizienz bei Personal-
und Sachmitteleinsatz sowie der
Nutzung der bezirklichen Liegen-

schaften beschlos-
sen, die nun umge-
setzt werden müs-
sen. Damit verbin-
den sich große Her-
ausforderungen,
aber auch Zumu-
tungen an Mitarbei-
terinnen und Mitar-
beiter der Bezirks-
verwaltung, Freie
Träger und andere.
Diese sind jedoch
unverzichtbar, wenn es gelingen
soll, Kommunalpolitik und Verwal-
tung als Dienst am Bürger auch
unter den schwierigen Bedingungen
im Land Berlin glaubwürdig zu er-
halten.
Dazu hat sich die PDS mit der

Übernahme von Regierungsverant-
wortung in Berlin bekannt und ihre
Politikfähigkeit auf den Prüfstand
gestellt. Für das Jahr 2003 wünsche
ich mir dabei in Berlin und im Be-
zirk vorzeigbare Ergebnisse, für die
Bundespartei kann man nur hoffen.
Allen Lesern von extraDrei ein

fröhliches Weihnachtsfest und einen
erfolgreichen Jahreswechsel.

Burkhard Kleinert

Frühstück mit dem Bürgermeister
Nach fast einem Jahr im Amt traf

sich der Bürgermeister Ende No-
vember im Weißenseer Freizeithaus
zu einem Frühstück mit Bürgerin-
nen und Bürger. In seiner Beglei-
tung waren der stellvertretende
Bürgermeister und Sozialstadtrat
Johannes Lehmann und Frau Hein-
rich, persönliche Mitarbeiterin im
Team des Bürgermeisters.
Das Spektrum der gestellten Fra-

gen drehte sich um Probleme, die
den Bürgern das tägliche Leben
beschweren. Man faßt sich an die
Stirn, wenn zur Kenntnis gebracht
wird, daß die Spielplätze im Thäl-
mann-Park von Kampfhundhaltern
okkupiertes Areal sind. Die Polizei
antwortet nur, die Kinder und ihre
Begleitpersonen sollten doch auf

andere Anlagen ausweichen. So je-
denfalls die Besatzung eines Strei-
fenwagens – obendrein sei der
Thälmann-Park schließlich ein „ge-
fährlicher Ort“. Schriftliche Einga-
ben seitens der Bürger an die zu-
ständige Polizeidirektion blieben
ohne Antwort. Der Bürgermeister
verspricht nun: Beim nächsten tur-
nusmäßigen Treffen mit Polizei-
kräften kommt das Problem sicher
zur Sprache.
Immer noch werden Fragen auf-

geworfen, die das Zusammenwach-
sen der drei ehemaligen Altbezirke
betreffen. Beispiel: Bleiben alle
Heimatmuseen weiter bestehen?
Wohl nicht, weil nicht finanzierbar.
Einer ehemalige Schule am Wasser-
turm auf dem Prenzlauer Berg ge-

hört als zentralem Standort die Zu-
kunft, doch bis dahin bleiben die
alten Museumsstandorte erhalten.
Abhilfe für viele der angesproche-

nen Ärgernisse fällt in die Zustän-
digkeit des Senates, von dem aber
alle Anwesenden wußten, daß ihm
ständige Haushaltssperren und der
permanente finanzielle Notstand
befriedigende Lösungen unmöglich
machen.
Zum Abschluß versprach der Bür-

germeister, er werde in ungefähr
einem halben Jahr wieder zu Gast
im Freizeithaus sein und Rede und
Antwort stehen. Dann aber zu an-
derer Stunde, damit auch interes-
sierten Berufstätigen die Teilnahme
ermöglicht wird. Also – zum
Abendbrot? Horst Zakrzewski
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Die Fraktion hat am 23. und 24.
November eine Klausur durchge-
führt. Womit habt ihr Euch beschäf-
tigt?

Wir haben versucht, anhand der
Aussagen unseres Wahlprogram-
mes, die nächsten Schritte und Zie-
le unserer Arbeit zu bestimmen. Es
geht darum, ein politisches Projekt
zu entwickeln, mit dem wir als
stärkste Fraktion in der BVV der
daraus erwachsenden Verantwor-
tung auch gerecht werden können.
Wenn eine Fraktion 22 engagierte

Mitglieder hat, ist ein solches Vor-
haben von vorn herein schwierig:
Jeder Fachpolitiker empfindet sein
spezielles Fachgebiet naturgemäß
als das jeweils Wichtigste. Aus die-
sem Grunde hatte der Fraktionsvor-
stand ein – zugegebener Maßen –
etwas kompliziertes statistisches
Verfahren entwickelt, das dazu die-
nen sollte, diese individuellen Fak-
toren auszuschalten. Es war ein
Versuch – und er hat funktioniert.
In grober Formulierung, eine bes-
sere haben wir momentan noch
nicht, wird sich die Fraktion min-
destens im nächsten Jahr vorrangig
und fachübergreifend mit der „Ent-
wicklung der sozio-kulturellen In-
frastruktur“ befassen, wozu unse-
rer Meinung nach essentiell auch
die Durchsicht aller kommunalen
Leistungen und Angebote gehört.
Wir wollen eine Stärkung durch
Straffung erreichen.

Das hört sich zunächst bedrohlich
an ...

Die PDS stand der Bezirksfusion
immer skeptisch gegenüber, aber
außer uns hat offensichtlich noch
niemand begriffen, daß sie nicht
mehr rückgängig zu machen sein
wird. Wir versuchen die einfache
Frage zu stellen, welche Chancen
die Fusion real eröffnet. Unserer
Erfahrung aus dem ersten Jahr der
neuen Wahlperiode nach sind nicht
mehr die Bezirksverordneten son-
dern die drei „alten“ Teile „der Ver-

waltung“ in Grabenkämpfe ver-
strickt, die eine in die Zukunft ge-
wandte Politik für die Bürgerinnen
und Bürger – mindestens – behin-
dert. Dies wollen wir durchbrechen.
Momentan werden in den verschie-
densten Verwaltungsbereichen Plä-
ne erstellt; uns ist dabei niemand
bekannt, der sie in Beziehung zu-
einander setzt. Diese Arbeit schul-
tern zu wollen, ist nunmehr der er-
klärte Wille der Fraktion.

Wie macht die PDS als stärkste
kommunalpolitische Kraft ihr Wir-
ken transparent?

Im jetzt ablaufenden Jahr hatten
mindetsens die Fraktion damit
Schwierigkeiten. Auch wir mußten
uns unter den Bedingungen des
Großbezirkes neu orientieren. Der
„Vereingungs“-Prozeß der Alt-Be-
zirke dauert mittlerweile zwei Jah-
re, und damit viel zu lange. Genau
darum unternehmen wir ja den Ver-
such, neue Perspektiven zu entwik-
keln. In die skizzierte Arbeit wol-
len wir nämlich unbedingt die
interessierte genauso wie die Fach-
öffentlichkeit einbeziehen. Der
stärksten Fraktion in der BVV fällt
durch Wählerentscheidung die Ver-
antwortung zu, die Eckpunkte der
Bezirkspolitik zu bestimmen – glau-
ben wir jedenfalls. Die Probe auf
Exempel wollen wir antreten.

Aber ihr arbeitet unter der Bedin-
gungen einer katastrophalen Fi-
nanzlage.

Die Bezirke sind – wie allgemein
bekannt – weitgehend handlungs-

unfähig. Welche Konsequenzen der
Nachtragshaushalt Berlins haben
wird, ist noch nicht abzusehen. Das
Haushaltsdefizit für 2002 beträgt in
unserem Bezirk über 20 Millionen
Euro. Im Mittelpunkt der künftigen
Arbeit müssen daher aber auch Fra-
gen der Effizienz, der Bündelung
von Ressourcen stehen. Konsequen-
te Kosten-Nutzen-Analysen müssen
erbracht werden. Ressourcenspa-
rende „Stärkung durch Straffung“
eröffnet neue Möglichkeiten, wie
zum Beispiel der Bereich Bibliothe-
ken zeigen soll. Die Aufgabe von
einzelnen Biblotheksstandorten in
teuren Mietobjekten und die Kon-
zentration in kommunalen Gebäu-
den würde zwar für einige Bürger
auch weitere Wege bedeuten, könn-
te dafür aber ein qualitativ höheres
Angebot sichern. Freiwerdende fi-
nanzielle Mittel stünden für Neuer-
werbungen und moderne Medien
zur Verfügung. Benutzer-Analysen
und Bürgerbefragungen sollen si-
chern, daß derartige Prozesse sozi-
al verträglich erfolgen. Doch ge-
meint sind hier nicht allein die
Blibliotheken, sondern kommulale
Angebote in Gänze.
 Übrigens möchte ich noch erwäh-
nen, daß unser Großbezirk in bei
Freie Trägern in den Bereichen Ju-
gend, Kultur und Soziales einen
Spitzenplatz in Berlin einnimmt.
Das ist etwas, was wir verteidigten
wollen.

Interview: Renate Tepper

Klausur der BVV-Fraktion

Neue Ziele
Gespräch mit Michael van der Meer,
Vorsitzender der PDS-Fraktion

Die fachpoltischen Sprecher der PDS-Fraktion in der BVV

Gleichstellungspolitik: Tina Pfaff, Migrationspolitik: Rudi Blom,
Jugendpolitik: Sascha Kummer, Schulpolitik: Katrin Maillefert,
Gesundheitspolitik: Moritz Naujack, Sozialpolitik: Eveline Läm-
mer, Umweltpolitik: Marion Kaulitzki, Behindertenpolitik: Marion
Rissmann, Sportpolitik: Ramona Karthe (Bürgerdeputierte), Wirt-
schaftspolitik: Wolfram Kempe (Bürgerdeputierter), Verkehrspoli-
tik: Rudi Blom, Stadtentwicklungs-/Bau-/Wohnungspolitik: Tho-
mas Goetzke
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Die Schwedter ist unsere Straße

Keine ALDI-Straße
Aufregung und Empörung herrscht

im Gleimviertel, seit vor wenigen
Wochen bekannt wurde, daß in Zu-
sammenhang mit der geplanten Er-
richtung eines ALDI-Supermarktes
die Schwedter Straße ausgebaut und
mit der Kopenhagener und der
Korsörer Straße wieder verbunden
werden soll. Als dann auf einer er-
sten Informationsveranstaltung für
die Bürger am 19. November 2002
der Baustadtrat Federlein erklärte,
daß bereits alles schon entschieden
und alle Genehmigungen erteilt sei-
en, machten zahlreiche der über 200
Anwesenden Bürger ihrem Unmut
Luft.

Keine Bürgerbeteiligung
Jahrelang hatte sich zahlreiche

Anwohner aktiv in die Debatten um
die Gestaltung dieses Areals im Be-
reich des ehemaligen Mauerstreifens
eingesetzt. Haben sich nicht nur für
die zukünftige Gestaltung der
Schwedter in diesem Bereich enga-
giert, sondern für den gesamten Kiez.
Wenn aber ganze Pläne zugunsten
eines einzelnen Investors über den
Haufen geworfen werden sollen,
werden die Bürger nicht mehr infor-
miert, geschweige denn gefragt. Und
alte Zusagen über die Verkehrs-
beruhigung der Schwedter Straße
verschwinden sang- und klanglos im
Papierkorb.
In der Stadt seien solch verkehrs-

beruhigte Idyllen unpassend, wird
den protestierenden Anwohnern ent-
gegengehalten. Aber auch eine Stadt
braucht Grün und Ruhepunkte, da-
mit die Menschen in ihr Leben kön-
nen. Und Sie braucht sie gerade in

den dicht besiedelten Kiezen der
Innenstadt. Deshalb beteiligen sich
nicht nur die Anwohner der unmit-
telbar betroffenen drei Straßen, son-
dern Bewohner des ganzen Gleim-
viertels und auch benachbarter Kieze
an der Protestaktion gegen die
„ALDI-Straße“.

Wessen Interessen?
In die Gestaltung des Areals sind

in den letzten Jahren mehrere Mil-
lionen öffentlicher Gelder und pri-
vater Spendenmittel geflossen: Kin-
derbauernhof, Mauerpark, Spiel-
platz, Kletterfelsen. Sollen all diese
Investitionen jetzt im Interesse eines
Investors massiv abgewertet wer-
den? Mehr Verkehr bringt mehr
Lärm, mehr Schmutz und mehr Un-
sicherheit, insbesondere für die Kin-
der und ältere Mitbürger, die Mauer-
park und Kinderbauernhof besu-
chen.
Der Investor hat ein Grundstück am

Ende der Schwedter Straße. Seinen
Verwertungsinteressen sollen jetzt
die Interessen der Anwohner, der
öffentlichen Infrastruktur und der
anderen Grundstückseigentümer
untergeordnet werden? Der Investor
will ja nicht einfach einen Anschluß
seines Grundstücks an das öffentli-
che Straßenland, die ihm selbstver-
ständlich zusteht. Nein, er will ei-
nen ganzen Straßenzug über zwei
Häuserblocks nach seinem Verwer-
tungsinteresse umgebaut, die Fahr-
bahnbreite verdoppelt haben. War-
um sollen gegenüber den Interessen
des ALDI-Handleskonzerns alle an-
deren Interessen unerheblich und
nachrangig sein?

Bürgerinitiative
Es hat sich unmittelbar auf der

Einwohnerversammlung die Bürger-
initiative „Keine ALDI-Straße“ ge-
bildet, um die Interessen der Anwoh-
ner in dieser Angelegenheit artiku-
lieren zu können. Der BI haben sich
innerhalb weniger Tage bereits über
70 Bürger angeschlossen. Unter Ih-
nen auch Hauseigentümer aus der
Schwedter Straße, die von der ge-
planten Verbreiterung der Straße erst
durch die Informationskampagne
der Initiative und des Bürgervereins
Gleimviertel erfahren haben. Sie
sind inzwischen beim Bezirksamt
vorstellig geworden und verlangen
Akteneinsicht in die Genehmigungs-
vorgänge. Es gibt sehr viele Unge-
reimtheiten und offene Frage in die-
ser Angelegenheit. Warum wurde
zum Beispiel der Bauantrag des
Investors hinsichtlich der städtebau-
lichen Prüfung ohne alle Folgeab-
schätzungen und ohne Auflagen ge-
nehmigt? Warum geschah dies, ob-
gleich sich aus der Anzahl der
geplanten Autoparkplätze und aus
der Tatsache, daß eine Verbreitung
des gegenwärtigen Straßenquer-
schnittes erforderlich sei, unzweifel-
haft die Vermutung ergibt, daß diese
Einkaufseinrichtung Kundenströme
wohngebietsübergreifend generieren
soll? Die Bürgerinitiative „Keine
ALDI-Straße“ wird Antworten ein-
fordern und alles daran setzen, um
eine solche stadtökologische Abwer-
tung ihres Kiezes nicht zuzulassen.
Ihr Motto: Die Schwedter ist UN-
SERE – Keine ALDI-Straße.

Michail Nelken

Kinderbauernhof
und Zufahrt zum

ALDI-Markt?

Schwedter Straße
– soll so bleiben!

Fotos:
W. Kempe
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Bunte Kuh:

Erneuter Überfall
Über zwei Etagen hinweg gingen

Fensterscheiben zu Bruch, Rolladen
wurden zerstört, Metallschutzgitter
aus ihrer Verankerung gerissen und
als Schlagwerkzeuge, Flaschen,
Steine und anderes als Wurfge-
schosse benutzt. Leider hat niemand
der Nachbarn in der Nacht vom 16.

zum 17. November 2002 etwas da-
von gehört oder gesehen. Obwohl
es doch eigentlich ruhig ist – in der
Nacht. Am Sonntag, um 8 Uhr mor-
gens, klingelt die Polizei den Sozi-
alarbeiter des Klubs in der Park-
straße (Weißensee) aus seinem
heimischen Bett. Nicht zum ersten
Mal wurde der Jugendklub von
Menschen, denen die dortige enga-
gierte und Position für ein demo-
kratisches, selbstbestimmtes und
friedliches Zusammenleben bezie-
hende Jugendarbeit ein Dorn im
Auge ist, überfallen. Seit einem
dreiviertel Jahr häufen sich die
Übergriffe und Pöbeleien. „Sieg
Heil!“-Rufe aus vorbeifahrenden
Autos sind dabei noch das Harmlo-
seste. Aus einem offenen Haus ist
inzwischen ein Haus geworden, daß
nach Eintritt zu später Stunde im-

mer wieder verschlossen werden
muß. Wenn man gegen Mitternacht
den Klub besucht, unerwartet Lärm
vor dem Haus vernimmt, spürt man
sehr deutlich, wie angespannt die
Situation unter Besuchern und Mit-
arbeitern ist. Vertreiben oder ein-
schüchtern läßt sich allerdings nie-
mand.
Der Überfall vom Sonntag, den 17.

November, hat nur deshalb keine
Schwerverletzten gefordert, weil
sich zum Zeitpunkt der Tat niemand
im Haus aufhielt. Das dem so war,
konnten die Täter nicht wissen, am
Wochenende zuvor wäre das anders
gewesen. Glück gehabt? Schon
zwei Tage später gibt es Gerüchte
um einen neuerlichen Überfall.
Hoffentlich hören und sehen die
Nachbarn dann etwas.

Ines Pohl

Netzwerk Reformlinker
Debatte Die innerparteiliche Debatte geht

weiter. Viele haben nach dem Par-
teitag in Gera das Gefühl, daß die
dort gegebenen Antworten auf die
Krise in der Partei nicht überzeu-
gen und die dort eingeschlagene
Richtung in die gesellschaftliche
Isolation führen kann. Diese Furcht
war einer der Gründe, warum sich
zirka 150 PDS-Mitglieder und
Sympathisanten aus der ganzen
Bundesrepublik am 09. November
2002 im Prenzlauer Berg trafen, um
über die Notwendigkeit einer Grün-
dung eines Diskussionsnetzwerkes
zu beraten.
Nach der Vorstellung der Einlader

Sonja Kiesbauer, Katina Schubert
und Paul Schäfer, die auch die Ver-
sammlungsleitung übernommen
haben, wurde der erste Teil der Ver-
anstaltung zur Diskussion über die
Einschätzung der aktuellen Situati-
on innerhalb der Partei genutzt. Die
Einleitungsstatements hielten Dr. D.
Wittich und C. Spehr. Wittich be-
gründete mit einer Vielzahl von
Fakten, daß unsere Konzepte nicht

die Veränderungen in der Gesell-
schaft widerspiegeln. Krisen in der
Gesellschaft werden von uns nicht
thematisiert. Darum kann die PDS
auch keine Markenzeichen setzen.
Als Lösung sieht Wittich, die pro-
grammatische Debatte in diese
Richtung zu treiben. Anknüpfend
an seinen Beitrag sprach C. Spehr
über die Notwendigkeit, sich auch
das ideologische Rüstzeug dafür
anzueigenen, wie man mit politi-
schen Tagesfragen umgeht. In der
momentanen Situation ist es unum-
gänglich, die Partei auf allen Ebe-
nen zu öffnen, die parteiinterne
Demokratisierung und die Diskus-
sion zum Programm voranzu-
treiben. Dabei ist zu klären, was eine
linke Partei heute ist.
Nach einer Pause forderte S.-Y.

Kaufmann ein, endlich die Ge-
schichte der BRD als eigene Ge-
schichte anzunehmen und eine kri-
tische Sicht auf die eigene
Parteigeschichte zu entwickeln.
Auch sie stellte fest, daß die Verant-
wortung für die Kultur in der Partei

ständig angemahnt, aber auch stän-
dig verletzt wird. In der Debatte zu
ihrem Beitrag, betonte K. Schubert,
daß es notwendig ist, unterschiedli-
che Versuche reformlinker Politik
zusammenzufassen. Der Idee von
längerfristigen Veränderungen in der
Gesellschaft und die tägliche politi-
sche Arbeit vor Ort müssen mitein-
ander vereinbar beantwortet werden
und nicht zur Diskrepanz führen. Die
Ergebnisse der rot-roten Koalitionen
werden das Wahlverhalten auch bun-
desweit bestimmen, deswegen ist die
Unterstützung der beiden MdB’s und
unserer Minister und Senatoren ge-
rade konzeptionell dringend notwen-
dig. Nicht abstrakte Ideologie, son-
dern das konkrete Leben bewegt die
Menschen und ändert ihre Sicht-
weisen.
Am Abend wurde der Beschluß

zur Gründungsversammlung des
„Netzwerkes Reformlinke“ am 15./
16. Februar 2003 gefaßt. Das Er-
gebnis des Samstags ist ein Anfang,
ob es ein Erfolg war wird die Zu-
kunft zeigen. Katrin Maillefert
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„Rohrkrepierer“
so nannte Michail Nelken den

Abdruck des Leserbriefes „Guten
Morgen, Genosse Dschugaschwili“
in der November-Ausgabe von
extraDrei. Die vielen empörten
Zuschriften und Telephonanrufe
unserer Leserinnen und Leser, un-
serer Genossinnen und Genossen
geben ihm recht.
Wir teilen nach vielen, meist sehr

sachlich geführten Gesprächen, die
Auffassung, daß die Veröffentli-
chung in dieser Aufmachung ein
Fehler war. Die Plazierung auf der
letzten Seite an Stelle einer Glosse
und die Überzeichnung durch das
gewählte Foto konnten offenbar den
auch aus unserer Sicht provokati-
ven Charakter der Zuschrift nicht
zumutbarer machen. Das bedauern
wir. Hinzu kommt der handwerkli-
che Fehler, auf den Annemarie
Görne aufmerksam macht; bis zur
Juli/August-Ausgabe 2001 hatten
wir einen solchen Hinweis im Im-
pressum.
Kritik gab es auch vorher, einen

faktischen Verteilungsboykott noch
nicht. Das macht uns betroffen. Ei-
nige von unseren Lesern gewählte
Vergleiche sind für uns jedoch un-
erträglich.
Es bleibt die Frage: Wie gehen wir

mit solchen Meinungen von „Bür-
gern, die uns nicht gewählt haben”
(Hans Kaschade), künftig um?
Ignorieren oder mit Verachtung stra-
fen, wird nicht helfen, verlorenes
Vertrauen wieder zu gewinnen.

Die Redaktion

Aus Leserbriefen zu einem Leserbrief

„Gute Nacht, PDS!“„Gute Nacht, PDS!“„Gute Nacht, PDS!“„Gute Nacht, PDS!“„Gute Nacht, PDS!“
Wir verstehen nicht, was Ihr Euch
bei diesem „Leserbrief“ gedacht
habt?? ... Wie könnt Ihr eine solch
informative und politisch ausgewo-
gene Zeitung am Ende ohne jeden
Kommentar so herunterreißen? Wir
sind empört!! Diesen Artikel kön-
nen wir unseren Lesern nicht zu-
muten. BO 49/ 50 (Pankow)

Dümmer und verleumderischer
geht´s nimmer. Warum druckt Ihr
nicht gleich die Kommentare der
Bildzeitung ab?

Dr. Hans-Joachim Gollnick

Die Zeitung kann man nur Mitglie-
dern der PDS übergeben; sie be-
schäftigt sich überwiegend mit par-
teiinternen Dingen und ist nicht
angetan, für die PDS zu werben.
Von Euch erwarte ich, daß Ihr doch
etwas mehr Sorgfalt walten laßt,
was die Veröffentlichung von Le-
serbriefen angeht.

Hannelore Franz

Ist das die Antwort der selbster-
nannten „Reformer“ auf die Be-
schlüsse von Gera?

Eberhard Claußen

Persönlichkeiten, die für eine ge-
rechte Sache gestritten haben, müs-
sen sich nicht von „Reformern“,
Renegaten und ähnlichen Kräften,
welche die PDS zunehmend von
innen her zersetzen, auch noch be-
schimpfen lassen. Thüring

schädigenden Inhalts seines Brie-
fes ein Parteiausschlußverfahren bei
der Landesschiedskommission zu
beantragen. Günter Schmidt

Jede ordentliche Zeitung verweist
im Zusammenhang mit Leserbrie-
fen schriftlich darauf, daß damit
„nicht die Meinung der Redaktion
wiedergegeben wird“ und sie sich
„das Recht auf Kürzung“ vorbehält.
Ein solcher Hinweis fehlt bei
extraDrei. Annemarie Görne

Ich bin nicht gewillt, eine Zeitung
zu verteilen, die sich erlaubt, einen
Hetzartikel im Nazijargon zu druk-
ken. Fritz Ulrich

Der Vorstand und mehrere Genos-
sInnen unserer BO bringen ihren
schärfsten Protest ... zum Ausdruck.
Vorstand der BO 27/ 28 (Pankow)

Dieser Brief ist unflätig und zy-
nisch! Hans-Lothar Pones

Die Art der Aufmachung und
Platzierung läßt übrigens klar er-
kennen, daß es kein zufälliger Le-
serbrief ist, sondern eine bewußte
Aktion.

Leitung der BO Blumenviertel

Soll extraDrei zum Schmierblatt
sich revolutionär dünkender Ha-
sardeure werden?Therese Heyer

... daß ich nicht eine Schrift der
NPD, der Reps oder einer anderen
Naziorganisation in der Hand hal-
te. Siegmund Schillhabel

Wir werden diese Ausgabe nicht
verteilen.

BO-Vorsitzende des
Bötzowviertels

Was soll die parteiinterne Wahl-
kampfbeschreibung? Die Meinung
der Bürger, die uns nicht gewählt ha-
ben, wären mir wichtiger gewesen.
Kennen wir die? Hans Kaschade

Da ich nicht gewillt bin, mir zukünf-
tig eine solche Lektüre weiter an-
zutun, erwarte ich, daß sich Ihre
Zeitung zukünftig nicht mehr in
meinem Briefkasten findet.

Holger Vogel

Wir fordern ... die sofortige Ablö-
sung der Redakteure und eine Neu-
besetzung der Redaktionskommis-
sion, die endlich garantiert, daß die
vielen kritischen Hinweise aus den
Basisorganisationen ernst genom-
men werden und Erscheinungsbild
und Inhalt entsprechen verbessert
werden. Bis das erfolgt, stellen wir
die Verteilung von extraDrei in
Buch ein.

Vorstand und Sprecherrat der
PDS Berlin- Buch

Dem Bezirksvorstand sei angeraten,
gegen diesen Herrn Müller (sofern
er Mitglied der PDS ist) wegen die-
ses parteifeindlichen und partei-
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WANNWOWASWANNWOWASWANN
7. Januar
17.30 Uhr Treff OV Weißsensse

im Kieztreff Pistoriusstraße 24

12. Januar
ab 9 Uhr Gendenken an Rosa und

Karl in Friedrichsfelde

13. Januar
19.30 Uhr Bezirksvorstand, Laden

im Dritten, Kopenhagener Str. 76

23. Januar
18 Uhr Basistag, Laden im Drit-

ten, Kopenhagener Straße 76

29. Januar
17.30 Uhr 12. Tagung der

Bezirksverordnetenversammlung,
Bezirksamt Fröbelstraße 17

22./23. Februar
Landesparteitag der PDS Berlin

Dezember 2002

Ortsgeschichte

Albert Taubmann

Albert Taubmann, ein Weißenseer
Bezirksstadtrat aus Stralsund. Ge-

Ehrung für Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht
12. Januar 2003: Gedenkstätte der Sozialisten, Friedrichsfelde
Der Landesvorstand der PDS Berlin betrachtet das stille Gedenken, die
Demonstration zur Gedenkstätte der Sozialisten sowie die Kranznieder-
legung am Landwehrkanal als Bestandteile der Ehrung von Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht anläßlich des Jahrestages ihrer Ermor-
dung. Der Landesvorstand ruft alle Genossinnen und genossen,
Sympathisantinnen und Sympathisanten auf, an den verschiedenen For-
men der Ehrung teilzunehmen.

fördert vom Verein der Weißenseer
Heimatfreunde, hat Gernot Bandur
im Juni 2002 eine biographische
Skizze über Albert Taubmann vor-
gelegt. Sein faktenreiches Material
vermittelt interessante Einblicke in
das Wirken eines unserer politi-
schen „Vorfahren“ am Ende des 19.
und zu Beginn des 20. Jahrhunderts.
Einige Stationen seien genannt:
geboren am 20. Februar 1866 in
Stralsund, 1890 Übersiedlung nach
Neuweißensee, Kreis Niederbar-
nim, Arbeit als Buchdrucker, seit
1899 Vorsitzender der SPD-Orts-
organisation Weißensee, seit 1903/
04 Mitglied der Gemeindevertre-
tung – gewählt wurde noch nach
dem Dreiklassenwahlrecht –, Dele-
gierter auf SPD-Parteitagen, vom

13. November 1918 bis 19. Okto-
ber 1919 Vorsitzender des Arbeiter-
und Soldatenrates Berlin-Weißen-
see, seit Juli 1919 Schöffe und Bei-
geordneter in der Gemeindever-
waltung, nach der Bildung von
Groß-Berlin 1920 und den Wahlen
1920 und 1921 Bezirksstadtrat und
Stellvertretender Bürgermeister in
Weißensee bis zu seinem Tode am
23. Mai 1925.
Wie kam die Berliner Straße zu

ihren ersten öffentlichen Bedürfnis-
anstalten, wie die Gemeinde zu ei-
ner Seebadeanstalt? Bei Gernot
Bandur kann man es nachlesen.
(zu beziehen über: G. Bandur,

Else-Jahn-Str. 37, 13088, gegen
eine Spende von 4 Euro)

K.G.

Hinweis
Die Geschäftsstelle und
die Kiezbüros der PDS
Berlin Drei bleiben in der
Zeit vom 21. Dezember
2002 bis zum 5. Januar
2003 geschlossen.

Die Redaktion
wünscht allen Leserinnen und Lesern
von extraDrei ein fröhliches Weih-
nachtsfest und ein gesundes Neues
Jahr.


